
Tauziehen umdie
EU−Kommission, die

Ratspräsidentschaft, die
qualifizierte Mehrheit. Je

näher dasEnde des
Konventsrückt, desto
stärkertreten nationale
Interessen wiederin den

Vordergrund.

(rw) − Eine Woche vor Ab-
schluss der Konventsarbei-
ten riskieren die Bemühungen
umeinen Konsens vor allemim
Bereich der Institutionen zu
scheitern. Das Präsidium, das
sich schwer mit seiner Aufgabe
tat, nachder erstenDiskussions-
runde und dem Eintrudeln un-
zähliger Änderungsvorschläge
eine überarbeitete Fassung vor-
zulegen, wollte amvorigen Mitt-
woch erst einmal mit den drei
"Komponenten" des Konvents −
also den VertreterInnen von Na-
tionalparlamenten, Europaparla-
ment undRegierungen− getrennt
zusammenzukommen, um zu
einem klareren Bild über die
Strömungen i m Konvent zu ge-
langen. Europaparlament und
Nationalparlamente hatten ein
recht geschlossenes Bild abge-
geben, die Nationalparlamente
sogar einen Stichwortkatalog
der konsensfähigen Punkte
zur Diskussion mit Konvents-
präsident Giscard d'Estaing
vorgelegt.
In diesem Papier wurde zu-

allererst betont, dass es keinen
Verfassungstext "mit Optionen"
geben dürfe, sondern dass die
Regierungskonferenz, welche
die Arbeiten des Konvents als
Grundlage für ihre Entscheidun-
gen nehmen wird, einen einheit-
lichen Text geliefert bekommen
soll. Einige Konventsmitglieder
haben nämlich schon vorge-
schlagen, zu den Punkten, bei
denen keine Einigkeit besteht,
auch optionelle Texte vorzu-
schlagen. Wichtig ist den Mit-
gliedernder Nationalparlamente
aber zudemein klares Bekennt-

nis zur qualifizierten Mehrheit
bei Absti mmungen i m Rat (an-
statt der heuteüblichenEinsti m-
migkeitsregel). Giscardd'Estaing
zeigte sich auf diesem Punkt
kompromisswillig, indem er für
den Bereich der Außenpolitikei-
ne "superqualifizierte Mehrheit"
vorschlug. Weniger begeistert
dürfte der Franzose über die Po-
sition gewesensein, dass es kei-
ne neuen Institutionen, also
auch keinen Kongress geben
dürfe. Die KonventlerInnen aus
den Nationalparlamenten schei-
nensichzudemgrößtenteils auf
dieForderungnacheinerzahlen-
mäßig reduzierten Kommission
eingeschossen zu haben− unter
der Bedingung, dass deren Zu-
sammensetzung gerecht gere-
gelt wird.

Machtmensch Giscard
Während sich also auf der

Ebene der Nationalparlamente
klare Linien und vor allem ein
Bekenntnis zur "Kommunautari-
sierung" deutlichabzeichnen, ist
die Lage bei den Regierungsver-
treterInnen eine völlig andere.
Die meisten Regierungen sind
weiterhin kaum bereit, sich auf
Kompromisse einzulassen, die
fürihre Länder von Nachteil wä-
ren. GegenEndeder Konventsar-
beitenscheint sich dieser Trend
zu verstärken. Bemühungen der
kleinen Länder, wie etwa der Be-
nelux−Gruppe, Konsenspositio-
nen herauszuschälen, schienen
zwar einen Moment lang erfolg-
reich. So erfolgreich, dass sogar
Deutschland und Frankreich mit
ins Boot kamen. Nun, da es ums
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Mouvement onthe Rocks
Um mit dem Eispickel und Bergschuh drauf zu stei-
gen, wie Eugène Berger witzelte, dafür wird der Rest
des Eisbl ocks auf der Place d' Armes nicht reichen.
Nach zwei Monaten mit leicht überdurchschnittlichen
Frühli ngstemperaturen ist von dem Eiskl otz noch
rund 64 Prozent übri g. Der Bl ock war mit der Unter-
stützung zahlreicher Sponsoren, des Umweltministe-
ri ums und der Stadt Luxemburg für die "Aktioun Äis-
bl ock" i n ei nem Passivhaus untergestellt und sollte
zeigen, wie gut diese energiesparende Technik iso-
liert. Niedri genergie− und Passivhäuser stellen ei nen,
staatlich geförderten, Beitrag zum Energiesparen bei,
weil sie zwischen 50 bis 90 Prozent weniger Energie
verbrauchen als herkömmliche Bauten.
Mit dem nun verkündeten Ergebnis hat der Umwelt-
minister sei ne Wette zwar verl oren, Charles Goerens
schätzte, es würden noch rund drei Viertel der Eis-
masse übri g blei ben, die OrganisatorI nnen zeigten
sich mit den über 1. 400 gülti gen Wetten, die ei nge-
gangen waren, dennoch zufrieden. Es dürfe nicht ver-
gessen werden, dass der mehr als anderthalb Kubik-
meter große Klotzi n der prallen Sonne gestanden hät-
te, erklärte Paul Ruppert, Energieexperte des Mouve-
ment écologique, der zahlreich erschienen Presse.

Regierung hält Studiezurück
Schweres Geschütz gegen die amtierende Regierung
fuhr die LSAP am vergangenen Donnerstag bei ei ner
Pressekonferenz auf. Von "Effekthascherei" sprach der
LSAP−Abgeordnete Jeannot Krecké i m Hinblick auf
die Leistungen der CSV−DP−Koaliti on bei m öffentli-
chen Dienst. Obwohl seit über anderthal b Jahren Vor-
schläge i n Form eines Positi onspapiers seitens der
Oppositi on und des Wirtschafts− und Sozialrats für ei-
ne Reform vorlägen, sei bis heute "die Gelegenheit
verpasst worden", ei n Gesamtkonzept als Basis für
die Verwaltungsreformvorzulegen, kritisierte Krecké.
Die Uhr läuft aber nicht nur wegen der Wahlen i m
Jahr 2004 all mählich ab: Auf EU−Ebene wird mit der
europäischen Verfassung und i m Rahmen der Gats−
Verhandl ungen die vollständi ge Liberalisierung der
staatlichen Dienste diskutiert − mit direktem I mpakt
für die nationale Ebene. Käme es zur vollständigen
Öffnung des Marktes, so die Befürchtungen der LSAP,
würden (bisher staatliche) Dienstleistungen womög-
lich teurer. Preisdumping durch i nternationale private
Anbieter könnten zudem der nati onalen Wirtschaft
schaden.
Skandal ös fi ndet Krecké zudem, dass ei ne Studie des
zuständi gen Ministeri ums zur Ausgestaltung der öf-
fentlichen Dienste, obwohl vor mehr als anderthalb
Jahren erhoben, bis heute weder der Öffentlichkeit,
noch dem Parlament zugänglich ist. Auf Nachfrage
der woxx für den Grund dieser jahrelangen Verzöge-
rung antwortete ei ne Mitarbeiteri n des Ministeri um,
die Vorbereitungen zur Änderungen des Beamtensta-
tuts hätten so viel Zeit i n Anspruch genommen.

Alles wirdteurer...
.. auch die "woxx". Eri nnern Sie sich an Juli 1996?
Nein? Wir schon! Der damali ge GréngeSpoun wagte
zumersten Mal ei ne Preiserhöhung. Damals taten wir
uns mit der Entscheidung so schwer, dass wir uns
jahrelang nicht trauten, unseren Abo−Preis den verän-
derten wirtschaftlichen Bedi ngungen anzupassen. I n
Zeiten von hartem Brot und "schwaarze Schockela"
sahen auch wir uns gezwungen, der harten Wirklich-
keit i n die Augen zu sehen. Seit 1. Juni kostet deshalb
das woxx−Abo nicht mehr 59,49 sondern 65,− Euro
pro Jahr. Unverändert blei bt vorerst der Kioskpreis.
Trotzdem dürften kl uge RechnerI nnen es bemerkt ha-
ben: Ei n woxx−Abo ist i mmer noch sehr günsti g und
bri ngt ei ne jährliche Ersparnis von über 12 Euro ver-
glichen mit demEinzelpreis. Zeitgleich wurde der Stu-
dentI nnen− und Erwerbsl osenrabatt auf 25 Euro er-
höht. Die Zusatzgebühr für Auslandsabos steigt leicht
auf 26 Euro pro Jahr an.

SCHULE

Nicht hü, nicht hott
Mehr Mitspracherecht und
eine bessere Begleitung

sozial schwacher
SchülerInnenfordern

Gewerkschaftsverbände und
NGOs. Kritik gibt esauch
weiterhin amgeplanten

Pilotprojekt EST.

chende Reformenin allen Schul-
stufen. Die meistenForderungen
sind alt bekannt: Teamteaching,
gemeinsame Unterbringung der
zwei Gymnasialzweige in einem
Gebäude, Verbesserung der
Sprachsituation mit Luxembur-
gisch als Muttersprache, mehr
Mitspracherechte für Eltern,
SchülerInnen und Lehrpersonal
in der Schule− allesamt Aspekte,
diei mheutigenSchulalltagnoch
immer fehlten, so die beiden
Sprecher von Fapel und Asti. I m
Gesetzentwurf zur Reorganisa-
tion der Gymnasien ist ein ech-
tes Mitspracherecht weiterhin
nicht vorgesehen.
Auch das umstrittene Pilot-

projekt EST, das i m Herbst die-
ses Jahres an vier Gymnasien
starten soll, erntete vorsichtige
Kritik. "Das Projekt geht in die
richtige Richtung, ist aber noch
nicht zu hundert Prozent ausge-
reift", sagte Asti−Präsident Serge
Kollwelter. Es sei nochvöllig un-
klar, wie der Unterricht gestaltet
und nach welchen Kriterien die
60−Punkte vergeben werden sol-
len, präzisierte Guy Foetz vom
SEW gegenüber der woxx. Bil-
dungsministerin Anne Brasseur
hält trotz massiver Kritik (zum
Teil aus den eigenen Reihen)
und entgegen gesetzter Exper-
ten−Empfehlungen weiterhin an
der Benotungfest.
Marc Barthemelemy, zustän-

diger Sachbearbeiter des Pro-
jekts i m Ministerium, sagte ge-
genüber der woxx, die Gesprä-
che mit den Programmkommis-
sionen seien "i mvollen Gange".
Gleichwohl sollen ausländische
Experten bereits vor Monaten

BedenkenamZeitplander Regie-
runggeäußert haben.
Auf Unverständnis bei den Be-

troffenen stoßen offenbar auch
die Plänezur Freistellungder be-
teiligtenLehrpersonen. Statt die-
se mit ausreichender Zeit auszu-
statten undihnensozuermögli-
chen, voll ins Projekt einzustei-
gen, sind bisher nur einige weni-
ge Stunden dafür vorgesehen.
Die Frage nach der Zusammen-
setzungder Klassenist ebenfalls
noch weitgehend unklar. So soll
von ministerieller Seite i m Ge-
spräch mit künftigen Teilnehme-
rInnen gesagt worden sein, dass
gegebenenfalls die Unterschei-
dungvonschwachenundstärke-
ren Klassen für eine bessere
Machbarkeit des Projekts denk-
bar sei. Wieaberlässt sichdiese
mit der angestrebten, für die
Förderung lernschwacher Schü-
lerinnen von ausländischen
SchulexpertInnen als zentral ge-
nannten (und in Pisa−Siegerlän-
dern auch erfolgreich umgesetz-
ten) Heterogenisierung des Un-
terrichts vereinbaren? Schüle-
rInnen, die trotz "reformiertem"
Unterricht ihr Lernziel nicht er-
reichen, etwa weil die Lebens-
umstände zu Hause ihnen ein
konzentriertes, unterstützendes
Lernen versagen und kein Geld
daist für Nachhilfe, kommenins
Regi me préparatoire. Führt
dies zu dem Ziel, doch gerade
den sozial Schwachen helfen zu
wollen?
Fragen über Fragen, auf die

das Pilotprojekt noch keine Ant-
wort gefunden hat. Die Zeit aber
drängt.

Siehe auch KommentarS. 8

(ik)− Soviel Einigkeit herrsch-
te selten: Dass die soziale Un-
gleichheit in der luxemburgi-
schenSchulei mVergleichzuan-
deren Ländern krass ausgeprägt
ist, hat nicht erst die Pisa−Studie
bewiesen. Inzwischen scheint
die Tatsache, auf die Elternver-
bände und Gewerkschaften
schonvorJahrzehntenhingewie-
sen haben, endlichauch bei den
politisch Verantwortlichen Ge-
hör zu finden. Das Pilotprojekt
EST, das i mCycle inférieur dem
Schulversagen den Garaus ma-
chensoll, lässt dieses zumindest
vermuten. Bei den Lernschwa-
chen ansetzen und damit sozial
Benachteiligten zu helfen, das
sei der richtige Weg, findet je-
denfalls der Pedem (Pôle pour
uneécole démocratique).
Damit hört die Einigkeit mit

der Schulpolitik der CSV−DP−Re-
gierung aber auch schon wieder
auf. Der Verbundaus Eltern− und
Ausländerorganisationen (Fapel,
Asti, CCPL, Alice, CGIL) und Ge-
werkschaften (SEW−OGBL, Fen-
prof, SNE−CGPF) hat erste Ideen
für eine demokratische Schule
am vergangenen Dienstag der
Presse vorgestellt. In einem
zehnseitigen Papier nennt er
verschiedene Leitlinien für eine
"école ouverte àtoutes les com-
posantes de la société, lieu de
brassagedes origines sociales et
culturelles" undverlangt weitrei-

aktuell2
Eingemachtegeht, ist die Einmü-
tigkeit aber bereits am Wackeln:
Die Frage, mit welchem Macht-
spielraumder Posten des Präsi-
denten des Europäischen Rates
ausgestattet werdensoll, spaltet
die Gruppe der Gründerstaaten,
wie sie nun bezeichnet wird, die
noch Anfang der Woche eine ge-
meinsame Position gefunden zu
haben schien. Dass vor allem
Frankreich hier auszuscheren
droht, daran soll Valéry Giscard
d'Estaing nicht unschuldig sein,
der selbst am Posten eines −
möglichst mächtigen− Ratspräsi-
denteninteressiertist.
Während der Konvent heute

bei seinemtheoretisch vorletz-
ten Treffen in Brüssel weiter
über den Textvorschlag des Prä-
sidiums für eine europäische
Verfassung debattiert, findet die
tatsächliche Entscheidungsfin-
dung also eher in den Macht-
zentralen nationaler Regierun-
gen statt. Böse Zungen behaup-
ten, das, was sichin Brüssel der-
zeit abspiele, sei kein Konvent
mehr, sonderneine vorgezogene
Regierungskonferenz. In einem
Brief an das Präsidium spielen
die Regierungen offen die Rolle
der Bremser i m europäischen
Prozess.
Die zahlenmäßigamstärksten

vertretenen Nationalparlamente,
die brav ihre Hausaufgaben ge-
macht haben, und zudem die
größte Gruppe im Konvent dar-
stellen, riskieren dabei eine un-
tergeordnete Rolle zu spielen.
Um dies zu verhindern, planen
die VertreterInnen der National-
parlamente jetzt, mit jenen des
EU−Parlamentes gemeinsame Sa-
che zu machen. Dann hätten sie
i mmerhin drei Viertel der Kon-
ventsmitglieder auf eine Linie
gebracht.


